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Betreff Anlagen

Kenntnisnahme der Niederschrift zur Sitzung des Jugendhilfeausschusses
vom 02.05.2023

Beratungsfolge
Nr. Gremium Sitzungstermin TOP Beratungsergebnis

einstimmig geändert Gegenstimmen

1. Jugendhilfeausschuss 27.11.2023 1

BEE2.

[] Beschlussvorschlag X] Kenntnisnahme (kein Beschluss)

Der Jugendhilfeausschuss nimmt von der Niederschrift zur Sitzung des Jugenchilfeausschusses vom
02.05.2023 Kenntnis.

Vorlagebericht

Die Niederschrift zur Sitzung des Jugendhilfeausschusses vom 02.05.2023 wurde den Ausschussmit-
gliedern mit Email vom 16.05.2023 zugesandt.



Amberg-Sulzbach BeschlussvorlageLandkreis - Landratsamt

X öffentlich [_] nichtöffentlich

Sachgebiet - Sachbearbeiter Datum

42 - Regierungsrat Thomas Schieder 09.11.2023

Betreff Anlagen

Entwurf des Jugendhilfehaushalts für das Haushaftsjahr 2024 1 Entwurf des Ju-

2024
gendhilfehaushalts

Beratungsfolge
Nr. Gremium Sitzungstermin TOP Beratungsergebnis

einstimmig geändert Gegenstimmen

1. Jugendhilfeausschuss 27.11.2023 2

2. Kreisausschuss [1
3. Kreistag []

Beschlussvorschlag [] Kenntnisnahme (kein Beschluss)

Der Entwurf des Jugendhilfehaushalts 2024 wird dem Kreisausschuss und dem Kreistag wie vorgelegt
empfohlen.

Die Verwaltung wird beauftragt, den Entwurf des Jugendhilfehaushalts bis zur Vorlage an den Kreis-
ausschuss und den Kreistag zur Beschlussfassung über den Haushalt 2024 entsprechend derweiteren
Entwicklung anzupassen.

Vorlagebericht

Der Zuschussbedarf im Jugendhilfehaushalt beläuft sich voraussichtlich auf 12.551.250,00 € in 2024
gegenüber 11.801.100,00 € für 2023, d. h. es wird momentan von einem Mehrbedarf i. H. v.
750.150,00 € gegenüber dem Vorjahr ausgegangen. Dies bedeutet eine Erhöhung des Zuschussbe-
darfs um ca. 6 % gegenüber dem Jahr 2023.

Der Pro-Kopf-Zuschussbedarf je Einwohner des Landkreises (ausgehend von 104.643 Einwohnern It.

Statistischem Landesamt) beträgt im Jahr 2024 119,94€ gegenüber 112,77€ im Vorjahr 2023.

Bereits im Laufe des Jahres 2023 haben sich sowohl die Tagessätze für die stationären Hilfen als auch
die Stundensätze für die ambulanten Hilfen aufgrund dertariflichen sowie der allgemeinen Preissteige-
rungen (Energie, Lebensmittel, usw.) deutlich erhöht. Neben diesen Erhöhungen wirken sich auch die
gestiegenen Fallzahlen auf den Haushalt 2024 aus. Daher mussten die Haushaltsansätze gegenüber
dem Vorjahr zum Teil deutlich angepasst werden. Bei den ambulanten Hilfen betrifft dies insbesondere



die Haushaltsstellen 45530.76180 (Aufwendungen für die Erziehungsbeistände), 45540.76290 (Auf-
wendungen für sozialpädagogische Familienhilfen, 45600.76280 (Schulbegleitungen) und
45600.76290 (Legasthenie, Dyskalkulie, heilpädagogische Hilfen). Bei den (teil-)stationären Hilfen sind
insbesondere die Haushaltsstellen 45340.77130 (Mutter-Kind-Einrichtung), 45600.77140 (heilpädago-
gische Tagesstätten) und 45610.76120 (junge Volljährige in Vollzeitpflege) betroffen,

Wie schon im Jahr 2023 ist auch im Haushaltsjahr 2024 vermehrt mit neuen Zuweisungen von unbe-
gleitet minderjährigen Flüchtlingen zu rechnen. Da es aktuell kaum freie Plätze in Kinder- und Jugend-
hilfeeinrichtungen für die Unterbringung dieser jungen Menschen gibt, müssen durch das Kreisjugend-
amt zusätzliche Räumlichkeiten angemietet und Betreuungsmöglichkeiten geschaffen werden.
Dies führt bei den Haushaltsstellen 45570.77132 (Aufwendungen für unbegleitet minderjährige Auslän-
der in Heimen) und 45610,77133 (junge Volljährige ehemalige UmÄ in Heimen) zu wesentlichen Erhö-
hungen der Ansätze im Vergleich zum Vorjahr. Da die Aufwendungen jedoch vom Freistaat Bayern in

der Regel vollständig erstattet werden wurden auch die Ansätze bei den Einnahmehaushaltsstellen
45570.16254 und 45610.16254 entsprechend angepasst.

Zum 01.01.2024 ist seitens des Gesetzgebers geplant, die Beträge in der Tabelle zur Kostenbei-
tragsverordnung anzupassen. Die Beträge wurden zuletzt im Jahr 2013 an den unterhaltsrechtlichen
Selbstbehalt aus der Düsseldorfer Tabelle und die Pfändungsfreigrenze angepasst. In der Praxis führt
dies dazu, dass eigentlich vorgesehene Kostenbeiträge nicht mehr erhoben werden können, weil der
unterhaltsrechtliche Selbstbehalt nicht gewährleistet wird. Bei den Einnahmehaushaltsstellen „Kosten-
beiträge" sind daher gegenüber dem Vorjahr mit Mindereinnahmen zu rechnen, weshalb die Ansätze
bei diesen Haushaltsstellen reduziert wurden.

Für die Jugendhilfeplanung wurde im Haushalt 2024 aufgrund des Systemwechsels hin zur inklusiven
Kinder- und Jugendhilfe eine neue Haushaltsstelle für Planungskosten geschaffen (40700.65801). Im

Gegenzug wurden bei den sonstigen Geschäftsausgaben (40700.65800) die Mittel gekürzt.

Bei der Haushaltsstelle 46500.70760 hat sich der Ansatz gegenüber dem Haushaltsjahr 2023 deutlich
um 117.000 € verringert. Dies liegt zum einen daran, dass die Vormundschaften für die unbegleitet
minderjährigen Flüchtlinge sowie für die vertraulichen Geburten nicht mehr vom SkF sondern vom
Kreisjugendamt selbst übernommen werden. Zum anderen rechnet der SkF aufgrund der Vormund-
schaftsrechtsreform nun die Kosten für die Vormundschaften mit dem Familiengericht ab. Der SkF ist

vertraglich verpflichtet die Einkünfte hieraus dem Kreisjugendamt zu erstatten.

insgesamt verläuft das Haushaltsjahr 2023 im Wesentlichen planmäßig.
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Betreff Anlagen

Änderung der Richtlinien über die Vollzeitpflege - Qualifizierungszuschlag 1 Entwurf der Voll-
zeitpflege-Richtlinien

Beratungsfolge
Nr. Gremium Sitzungstermin TOP Beratungsergebnris

einstimmig geändert Gegenstimmen

1. 27.11.2023 3Jugendhilfeausschuss

2. BERN
3. BERN

& Beschlussvorschlag [l Kenntnisnahme (kein Beschluss)

Die Richtlinien des Landkreises Amberg-Sulzbach für die Vollzeitpflege werden wie im Entwurf vorge-
legt mit Wirkung vom 01.01.2024 beschlossen.

Vorlagebericht

Die Einführung des Kinder- und Jugendstärkungsgesetzes (KJSG) im Juni 2021 brachte zahlreiche
Neuerungen für das Pflegekinderwesen mit sich. Unter anderem macht das KJSG die Entwicklung und
Anwendung von Schutzkonzepten bei Pflegeverhältnissen zur Pflicht, um die Rechte und das Wohl von
Kindern und Jugendlichen in Pflegefamilien zu sichern. Darüber hinaus ist eine umfangreiche Beratung
und Qualifizierung der Pflegefamilien von großer Bedeutung, um eine angemessene Betreuung und
Förderung der Kinder und Jugendlichen zu gewährleisten. Eine entsprechende Verpflichtung der Pfle-
geeltern scheidet mangels Rechtsgrundlage aus. Deshalb soll mit Hilfe eines finanziellen Anreizes eine
fortlaufende Qualifizierung aller Pflegefamilien etabliert werden.

Der Qualifizierungszuschlag für Pflegefamilien soll in den Vollzeitpflege-Richtlinien unter Punkt 7 wie
folgt geregelt werden:

Voraussetzungen:
Absolvierung von mindestens 2 Fortbildungen pro Jahr mit einem Stundenumfang von insgesamt
mindestens 6 UE ä 45 Minuten (beide Fortbildungen können auch in einem Halbjahr besucht wer-
den).



Bei Beginn des Pflegeverhältnisses frühestens am 01.07. eines Jahres ist eine Fortbildung mit min-
destens 3 UE 4 45 Minuten ausreichend.
Bei Beendigung des Pflegeverhältnisses vor dem 01.07. eines Jahres ist eine Fortbildung mit min-
destens 3 UE ä 45 Minuten ausreichend,
Die Teilnahme einer Pflegeperson pro Familie ist ausreichend.
Die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen anderer Jugendämter oder externer Träger sind
vorab mit dem Sozialdienst katholischer Frauen e.V. und dem Kreisjugendamt abzustimmen.

Auszahlung:
Der Zuschlag beträgt max. 600 € jährlich bzw. max. 50 € monatlich und wird zusätzlich zum Pflege-
geld gezahlt.
Die Auszahlung erfolgt zum Jahresende bzw. bei Beendigung des Pflegeverhältnisses,
Der Zuschlag wird ab dem Ersten des Monats, in dem das Pflegeverhältnis besteht, für den vollen
Monat gewährt.
Wechselt ein Pflegekind während des Monats erhält die Familie den Qualifizierungszuschlag, die zu
Beginn des Monats die Hilfe geleistet hat.
Bei Bereitschaftspflegefamilien wird der Qualifizierungszuschlag ab dem Zeitpunkt gewährt, ab dem
der Bereitschaftspflegezuschlag entfällt und das reguläre Pflegegeld gezahlt wird.
Bei Unterbrechungen, z.B. Aufenthalten in der KJP, wird der Zuschlag weiterhin gewährt.
Sind mehrere Kinder von verschiedenen Jugendämtern in einer Pflegefamilie untergebracht, wird
der Zuschlag anteilig pro Jugendamt monatlich berechnet.
Bei Pflegeverhältnissen, für welche der Bezirk zuständig ist, wird der Bonus diesem in Rechnung
gestellt.

Beispielsweise beträgt bei einem 10-jährigen Pflegekind ohne Sonderbedarf das Pflegegeld aktuell
jährlich 13.248 € (Unterhaltsbedarf + Erziehungsbeitrag). Bei Vorliegen der Voraussetzungen und Ge-
währung des Qualifizierungszuschlags von 600 € würde dies eine prozentuale Erhöhung des Pflege-
geldes von ca. 4,5 % bedeuten.



Richtlinien des Landkreises Amberg-Sulzbach
für die Vollzeitpflege

ab 01.01.2024

1. Geltungsbereich
Die Richtlinien gelten für junge Menschen, für die Hilfe zur Erziehung nach den $8 27, 33 SGB VIli,
Hilfe für junge Volljährige nach $$ 41, 33 SGB Vllt oder Eingliederungshilfe nach $ 35a Abs. 2 Nr. 3
SGB VIll gewährt wird. Sie regeln den Unterhalt des jungen Menschen in

- Vollzeitpflege (Abschnitt 2)
Vollzeitpflege in Form derWochenpflege (Abschnitt 4)

- Qualifizierte Sonderpflege (Abschnitt 5)
- Bereitschaftspflege (Abschnitt 6)

Im Hinblick auf einen möglichen Zuständigkeitswechsel (z. B. Umzug oder $ 86 Abs. 6 SGB VIII) hat
ein Jugendamt vor Belegung einer Pflegestelle im Gebiet einer anderen Gebietskörperschaft eine
vorherige Absprache mit dem örtlich zuständigen Jugendhilfeträger zu treffen. Die dort geltenden
Pflegepauschalen und sonstigen Leistungen sind anzuerkennen ($ 39 Abs. 45.5SGBVIII).

2. Vollzeitpflege
2.1 Beurteilung im Rahmen des Hilfeplans

Vor Beginn einer Vollzeitpflege erfolgt im Rahmen einer sozialpädagogischen Diagnose eine Beur-
teilung des erzieherischen Bedarfs nach der individuellen Situation des jungen Menschen. Die Beur-
teilung ist Bestandteil des Hilfeplans.

2.2 Leistungen zum Unterhalt

8 39 SGB VIII verpflichtet das Jugendamt, bei Vollzeitpflege nach $ 33 SGB VIII den notwendigen
Unterhalt des jungen Menschen außerhalb des Elternhauses sicherzustellen. Der Unterhalt umfasst
den gesamten Lebensbedarf einschließlich der Kosten der Erziehung. Die laufenden Leistungen
sind auf der Grundlage der tatsächlichen Kosten in angemessenem Umfang zu gewähren. Dem
altersbedingten unterschiedlichen Unterhaltsbedarf von jungen Menschen wird durch die Staffelung
der Beträge nach Altersgruppen unter analoger Anwendung des $ 1612a Abs. 1 BGB (bis zur Voll-
endung des 6. Lebensjahres - vom siebten bis zum vollendeten 12. Lebensjahr - ab dem 13. Le-
bensjahr) mit der monatlichen Pflegepauschale Rechnung getragen.

Die laufenden Leistungen zur Vollzeitpflege umfassen auch die Erstattung nachgewiesener Auf-
wendungen für Beiträge zu einer Unfallversicherung sowie die hälftige Erstattung nachgewiesener
Aufwendungen zu einer angemessenen Alterssicherung der Pflegeperson.



2.2.1 Unterhaltsbedarf

Der Unterhaltsbedarf deckt den gesamten regelmäßig wiederkehrenden Lebensbedarf des jungen
Menschen unter Berücksichtigung eines durchschnittlichen Anteils am Lebensstandard der Pflege-
familie.
Darin sind insbesondere der Aufwand für Unterkunft, Verpflegung, Ergänzung der Bekleidung und
der Aufwand für sonstige Bedürfnisse des jungen Menschen (zZ. B. Verzehr außer Haus, Taschen-
geld, Friseur, Pflegemittel, Telefon, kleinere Reisen, Reparaturen, Vereinsbeiträge, Versicherungs-
beiträge, Kraftfahrzeugmitbenutzung) enthalten. Dem altersbedingten unterschiedlichen Unterhalts-
bedarf von jungen Menschen wird durch die Staffelung der Beträge nach Altersgruppen unter ana-
loger Anwendung des $ 1612a Abs, 1 BGB Rechnung getragen. Die zweite Altersstufe entspricht
100 % des Mindestunterhalts. Dieser beläuft sich für 2023 auf 502 €.'

Für die Kindergeldanrechnung gilt $ 1612 b Abs. 1 BGB, wobei die Erhöhung des Kindergeldes zum
1. Januar 2023 auf 250 € für das erste Kind bereits berücksichtigt wird:

1. Altersstufe: 87% von 502 € = 437 € abzgl. 125 € Kindergeldanteil = 312 €
2. Altersstufe: 100% von 502 € = 502 € abzgl. 125 € Kindergeldanteil = 377 €
3. Altersstufe: 117% von 502 € = 588 € abzgl. 125 € Kindergeldanteil = 463 €

2.2.2 Kosten der Erziehung

Der Erziehungsbeitrag soll den Pflegeeitern die geleistete Erziehung entgelten. Er ist kein Lohn im
üblichen Sinne. Die Pflegeeltern können darüber frei verfügen.

Der Erziehungsbeitrag wird auf Empfehlung des Bayerischen Landkreistages auf 350 € pro Monat
festgesetzt.

2.3 Höhe der Pflegepauschale (PP%

Die monatliche Pflegepauschale beträgt:

UnterhaltsbedarfAltersstufe Erziehungsbeitrag Pflegepauschale
(UB) (EB) (PP)

0 - vollendetes 6. Lebensjahr 312€Ex2= 624€ 350 € 974€

7 - vollendetes 12. Lebensjahr 377Eex2= 754€ 350 € 1.104 €

350 € 1.276 €Ab 13, Lebensjahr A463Ex2= 926€

Die Leistungen zur Unfaliversicherung werden unabhängig von der Zahl der betreuten Kinder nur

einmalig, aber bei Pflegeeltern ggf. beiden Pflegepersonen gewährt. Wenn mehrere Jugendämter
eine Pflegeperson belegen, dann leistet das Jugendamt, das zuerst belegt. Werden Unfallversiche-
rungsbeiträge von einem Jugendamt erstattet, muss die Pflegeperson bzw. müssen die Pflegeeltern
dies den anderen Jugendämtern anzeigen. Das Jugendamt kann die Pflegepersonen auch im Rah-
men von Sammelversicherungen zur Unfallversicherung anmelden.?

{ Seit dem 01.01.2016 richtet sich der Mindestunterhalt gemäß 8 1612a Abs. 1 Satz 2 BGB unmittelbar nach dem steuerfrei zu stellenden
sächlichen Existenzminimum des minderjährigen Kindes. Über die Höhe legt die Bundesregierung alle zwei Jahre einen Bericht vor. Der
konkrete Betrag wird durch Rechtsverordnung des BMJV festgelegt. Zum 01.01.2023 wird die Mindestunterhaltsverordnung angepasst.
Die Erhöhung des Mindestunterhalts war notwendig, da der im Oktober 2022 veröffentlichte Existenzminimumbericht das sächliche Exis-
tenzminimum von Kindern häher angesetzt ist, als bei der Erstellung der Mindestunterhaltsverordnung 2021 angenommen,
2 Behandlung der Pflegepauschale im Steuerrecht:
Bel der Pflegepauschale handelt es sich nicht um eine steuerpflichtige Einnahme aus einer „sonstigen selbständigen Tätigkeit" im Sirne
des 8 18 Abs. 1 Nr. 3 Einkommensteuergesetz (EStG). Die Vergütung ist prinzipiell steuerfrei ($ 3 Nr. 11 EStG).
Nicht darunter fallen allerdings Platzhaltekosten und Bereitschaftsgelder. Bet einer Betreuung von bis zu sechs Kindarn ist ohne weitere
Prüfung davon auszugehen, dass die Pflege nicht erwerbsmäßig betrieben wird. (BMF, IV C 3 - S 2342/20/10001 :003 - DOK
2021/0917789).
? Der Jahresbeitrag der Unfallversicherung beträgt max. 182,53 €.



Die Anrechnung von Kindererziehungszeiten für Pflegepersonen nach 8 56 SGB VI bleiben bei der
Erstattung von nachgewiesenen Aufwendungen zu einer angemessenen Alterssicherung unberück-
sichtigt. Erstattet werden nachgewiesene Aufwendungen für eine Pflegeperson bis zu einer Höhe
von maximal 48,36 € (Stand für 2022). Bei Pflegeeltern müssen sich die Partner entscheiden, wem
die Alterssicherung zugute kommt. Als Alterssicherung anerkannt werden die freiwillige Versiche-
rung in der gesetzlichen Rentenversicherung oder ein privater Altersvorsorgevertrag, bei dem das
Altersvorsorgekapital frühestens ab dem vollendeten 60. Lebensjahr ausgezahlt wird.* Der Beitrag
wird nicht geleistet, wenn auf Grund der Beschäftigung als Pflegeperson Versicherungspflicht nach
8 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI besteht. Wenn mehrere Jugendämter belegen, müssen Pflegeeltern dies
gegenüber anderen Jugendämtern anzeigen.

2.4Wechsel der Altersstufen

Erreicht der junge Mensch die nächsthöhere Altersstufe, ist die neue Pflegepauschale ab dem Ers-
ten des Monats, in den der Geburtstag fällt, zu gewähren.

2.5 Anderweitiger Aufenthalt des Pflegekindes; Beendiqung des Pflegeverhältnisses

Bei der Belegung zählt der erste und letzte Tag als 1 Tag, der Aufnahmetag wird berechnet, der
Entlasstag nicht (analog $ 14 Rahmenvertrag nach 878fSGBVII).

Bei einem Wechsel des Pflegekindes von einer Pflegestelle in eine andere erfolgt eine taggenaue
Abrechnung.

Bei einem anderweitigen Aufenthalt des Pflegekindes im Internat oder in einer anderen stationären
Einrichtung (z. B. für Behinderte, Berufsbildungswerke), deren Kosten als Maßnahme des Jugend-
amtes von diesem oder von einem anderen Kostenträger geleistet werden, wird die Pflegepauscha-
le nach Nr. 2.3 angemessen gekürzt:

Beispiel bei Abwesenheit an 5 Wochentagen:

Einfacher Unterhaltsbedarf
+ Unterhaltsbedarf (anteilig 2/7)
+ Erziehungsbeitrag (anteilig 2/7)
+ Zusatzleistungen (anteilig 2/7)
- anzurechnende Einnahmen (z. B. Kinderaeld, Waisenrente usw. anteilig2/7)
Pflegegeld bei Abwesenheit (aufgerundet)

Pflegegeld bei längerer Abwesenheit (ab ca. 14 Tagen) aus dem Haushalt der Pflegefamilie (z. B.
Klinikaufenthalt, ION):

Für die Zeit der Abwesenheit wird nur 80 % des vollen Unterhaltsbedarfs gewährt. Der Erziehungs-
beitrag wird nicht gewährt.

2.6 Pflege durch Verwandte

Wenn Hilfe zur Erziehung gewährt wird, werden die Pflegeverhältnisse bei Verwandten nicht unter-
schiedlich behandelt, d. h. grundsätzlich wird die volle Pflegepauschale einschließlich Erziehungs-
beitrag gewährt, insbesondere dann, wenn eine Beschäftigung wegen der Übernahme der Betreu-
ung und Erziehung eines Enkelkindes aufgegeben wurde. An die Eignung von Großeltern sind die-
selben strengen Anforderungen zu stellen wie an nicht verwandte Pflegeeltern. $ 39 Abs. 4 SGB VIIl
ermöglicht Ermessensentscheidungen, dass bei Unterhaltsverpflichteten angemessen gekürzt wer-

* Da eine spätere Kapitalisierung einer privaten Altersvorsorge vor dem 60. Lebensjahr nicht ausgeschlossen werden kann, muss auf das
Ziel des Altersvorsorgevertrages zum Zeitpunkt der Aufnahme des Vollzeitpflegeverhältnisses abgestellt werden. Gleichwohl sollten nur

Versicherungsverträge anerkannt werden, für die zwischen dem Versicherungsnehmer und dem Versicherer ein Verwertungsausschluss
nach & 168 Abs. 3 VVG vereinbart wurde.



den kann. Eine solche Ermessensentscheidung stellt sich etwa, wenn Großeltern wirtschaftlich auf
die Pflegepauschale nicht angewiesen sind.'

2,7 Zusätzliche Leistungen

2.7.1 Einzelentscheidungen

Zusätzliche, über den Unterhaltsbedarf nach Nr. 2.2.1 hinausgehende Leistungen werden nach dem
individuellen Bedarf im Einzelfall nach Maßgabe des Hilfeplans oder pauschaliert bewilligt.

2.7.2 Reaelung bestimmter Tatbestände

Zuschuss bei Klassenfahrten
Die Kosten für Klassenfahrten werden abzüglich eines Eigenanteils der Pflegeeltern, der aus dem
Pflegegeld zu leisten ist, übernommen.

Der Eigenanteil errechnet sich wie folgt:
70 % des Pflegegeldes (inkl. Mehrbedarfe) : 30 Tage x Tage der Klassenfahrt

Für die nachfolgenden Tatbestände gelten die hier genannten Oberarenzen:

Art Höhe bis zuVoraussetzungen (PP = Pflegepauschale nach Nr. 2.3)

Erstausstattung für Möbel und
1,0 PP

Bettzeug

Erstausstattung für Bekleidung 0,5 PP
Auf Antrag

innerhalb von 3 Monaten Bis zu 1,0 PPAusstattung für Berufsanfänger
und nach Bedarf

Hilfen zur Verselbständigung bei
Umzug in ambulant betreute Bis zu 10 PP
Wohnform

Antrag der Pflegeeltern und

Kindergartenbeitrag tatsächlicher Kindergarten- Bis zum Kindergartenbeitrag
besuch

Weihnachtshilfe Ohne Antrag 0,07 der untersten Stufe der PP

Die Beträge werden jeweils auf volle Euro gerundet.

2.7.3 Pauschalierung weiterer Leistungen

Im Übrigen werden die Zusatzleistungen zur Vollzeitpflege (auch bei qual. Sonderpflege) nach $ 39
Abs. 3 SGB VIlI in Form einer monatlichen Pauschale in Höhe von 30 € je Pflegekind abgegolten.
Damit sollen häufige Antragstellungen vermieden und den Pflegeeltern Spielräume für eigene Ent-
scheidungen eröffnet werden. In besonders begründeten Einzelfällen kann die Verwaltung von die-
ser Regelung abweichen. Von dieser Ermächtigung ist restriktiv Gebrauch zu machen.

5 Zur Abgrenzung von Sozlalhilfe und Jugendhilfe vgl. Bayerische Empfehlungen zur Abgrenzung der Leistungen der Jugendhilfe von den

Leistungen der Sozlafhilfe für Pflegekinder INFO BLJA 27/1 vom 21.01.1993; abgedruckt in: „Jugendhilferecht in Bayern", Loseblattsamm-

lung des Bayerischen Landesjugendamites.



Der regelmäßig wiederkehrende pädagogische Bedarf bleibt dadurch unberührt (z. B. therapeuti-
sche Leistungen).

2.8 Krankenhiilfe

Für die Krankenhilfe gilt $ 40 SGB VIII. Schulmedizinisch nicht anerkannte Verfahren (wie zZ. B. Kos-
ten von Heilpraktikern, homöopathische Arzneimittel) werden i. d. R. nicht finanziert.

3. Erhöhter Betreuungsaufwand
3.1 Grundsätze

Für besonders entwicklungsbeeinträchtigte junge Menschen und für junge Menschen mit erhöhten
Betreuungsaufwand wird der Erziehungsbeitrag nach Nr. 2.2.2 zeitlich begrenzt angemessen er-
höht.

Es erfolgt eine Staffelung des erhöhten Betreuungsaufwandes:

Stufe 1 0,5 Erziehungsbeitrag

Stufe 2 1,0 Erziehungsbeitrag

Stufe 3 1,5 Erziehungsbeitrag

3.2 Beurteilungsmaßstäbe und Entscheidung

Über die Erhöhung des Erziehungsbeitrags entscheidet nach Beteiligung des sozialpädagogischen
Fachdienstes die Leitung des Kreisjugendamtes.

Eine Kürzung des erhöhten Erziehungsbeitrages um 1 Stufe kommt z. B. in Betracht, wenn

das Kind auf Kosten der Jugendhilfe teilstationär, d. h. z. B. in einer heilpäd. Tagesgruppe oder
einem Hort untergebracht wird und sich dadurch die Zeit der Betreuung und somit die Erzie-
hungsleistung verringert oder
Sozialleistungen gewährt werden, die einem vergleichbaren Zweck dienen, z. B. wenn Pflege-
geld von der Pflegeversicherung gewährt wird,

4. Vollzeitpflege in der Form der Wochenpflege

Die monatliche Pflegepauschale für junge Menschen in Wochenpflege orientiert sich an der Voll-
zeitpflege. Wegen der niedrigeren Aufwendungen für den Lebensunterhalt und die Erziehung be-
trägt die Pflegepauschale bei

Wochenpflege mit 5 Tagen 85 v. H. und
Wochenpflege mit 6 Tagen 92,5 v. H. der Pflegepauschale nach Nr. 2.3.

Die zusätzlichen Leistungen nach 8 39 Abs. 3 und 4 SGB VIll werden uneingeschränkt gewährt.

Bei einem anderweitigen Aufenthalt des Pflegekindes gilt Nr. 2.6 entsprechend.



5. Qualifizierte Sonderpflege
Der Landkreis Amberg-Sulzbach hat die Möglichkeit, Kinder und Jugendliche in sog. Sonderpflege-
stellen des Caritasverbandes Nürnberg e. V. als Träger des Jugendhilfezentrums Schnaittach unter-
zubringen. Die Konditionen ergeben sich aus den jeweils geltenden Vereinbarungen (einschließlich
der Entgeltvereinbarung) zwischen dem Jugendhilfezentrum Schnaittach und dem für das Jugend-
hilfezentrum örtlich zuständigen Landratsamt Nürnberger Land, Amt für Familie und Jugend.

6. Bereitschaftspflege
6.1 Bereitschaftspflege über den Sozialdienst kath. Frauen e. V. Amberg

Bereitschaftspflegeeltern, die Kinder entsprechend einer vertraglichen Vereinbarung mit dem Land-
kreis Amberg-Sulzbach aufnehmen, erhalten als Entschädigung für Unterhalt und erhöhten Erzie-
hungsaufwand pro Pflegekind

bei bis zu 10 Tagen täglich 26,6 % des monatlichen Erziehungsbeitrages nach Nr, 2.2.2
(derzeit 93 €)
ab dem 11. bis zum 60. Tag täglich 17,4 % des monatlichen Erziehungsbeitrages nach Nr. 2.2.2
(derzeit 61 €).

Die Beträge werden gemäß Nr. 2.3 angepasst.

Mit Ablauf des 60. Tages endet spätestens die Bereitschaftspflege. Verbleibt das Kind darüber hin-
aus in der Pflegefamilie, wird das reguläre Pflegegeld nach Abschnitt 2 gezahlt.

Die Bereitschaftspflegefamilie erhält einmalig einen Betrag in Höhe von 400 € zur Grundausstattung
(Mobiliar). Diese Ausstattung ist Eigentum der Pflegestelle und verbleibt dort. Grundausstattung und
Ersatzbeschaffung werden von dem für den Wohnsitz der Bereitschaftspflegeeltern zuständigen
Jugendamt erbracht.

Anträge auf Beihilfen für notwendige Bekleidung werden nach Aufnahme des Kindes durch den All-
gemeinen Sozialdienst des Kreisjugendamtes geprüft. Der Antrag ist gesondert zu begründen. Erst
nach entsprechender Bestätigung der Notwendigkeit durch den Sozialdienst wird über eine Auszah-
lung entschieden.

6.2 Bereitschaftspflege über das Jugendhilfezentrum Schnaittach

Der Landkreis Amberg-Sulzbach hat die Möglichkeit, Kinder und Jugendliche in Bereitschaftspflege-
familien des Caritasverbandes Nürnberg e. V, als Träger des Jugendhilfezentrums Schnaittach un-

terzubringen. Die Konditionen ergeben sich aus den jeweils geltenden Vereinbarungen (einschließ-
lich der Entgeltvereinbarung) zwischen dem Jugendhilfezentrum Schnaittach und dem für das Ju-
gendhilfezentrum örtlich zuständigen Landratsamt Nürnberger Land, Amt für Familie und Jugend.

7. Qualifizierungszuschlag
Um eine angemessene Betreuung und Förderung von Pflegekindern zu gewährleisten ist eine um-

fangreiche Beratung und Qualifizierung der Pflegefamilien von großer Bedeutung. Bei einer fortlau-
fenden Qualifizierung der Pflegeeltern wird unter den nachfolgenden Voraussetzungen ein Qualifi-
zierungszuschlag gewährt.



Voraussetzungen:
Absolvierung von mindestens 2 Fortbildungen pro Jahr mit einem Stundenumfang von insgesamt
mindestens 6 UE a 45 Minuten (beide Fortbildungen können auch in einem Halbjahr besucht
werden).
Bei Beginn des Pflegeverhältnisses frühestens am 01.07. eines Jahres ist eine Fortbildung mit
mindestens 3 UE ä 45 Minuten ausreichend.
Bei Beendigung des Pflegeverhältnisses vor dem 01.07. eines Jahres ist eine Fortbildung mit
mindestens 3 UE ä 45 Minuten ausreichend.
Die Teilnahme einer Pflegeperson pro Familie ist ausreichend.
Die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen anderer Jugendämter oder externer Träger sind
vorab mit dem Sozialdienst katholischer Frauen e.V. und dem Kreisjugendamt abzustimmen.

Auszahlung:
Der Zuschlag beträgt max. 600 € jährlich bzw. max. 50 € monatlich und wird zusätzlich zum Pfle-
gegeld gezahlt.
Die Auszahlung erfolgt zum Jahresende bzw. bei Beendigung des Pflegeverhältnisses.
Der Zuschlag wird ab dem Ersten des Monats, in dem das Pflegeverhältnis besteht, für den vol-
len Monat gewährt.
Wechselt ein Pflegekind während des Monats erhält die Familie den Qualifizierungszuschlag, die
zu Beginn des Monats die Hilfe geleistet hat.
Bei Bereitschaftspflegefamilien wird der Qualifizierungszuschlag ab dem Zeitpunkt gewährt, ab
dem der Bereitschaftspflegezuschlag entfällt und das reguläre Pflegegeld gezahlt wird.
Bei Unterbrechungen, z.B. Aufenthalten in der KJP, wird der Zuschlag weiterhin gewährt.
Sind mehrere Kinder von verschiedenen Jugendämtern in einer Pflegefamilie untergebracht, wird
der Zuschlag anteilig pro Jugendamt monatlich berechnet.
Bei Pflegeverhältnissen, für welche der Bezirk zuständig ist, wird der Bonus diesem in Rechnung
gestellt.

8. Inkrafttreten

Die Richtlinien gelten ab 01.01.2024.
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Die Richtlinien des Landkreises Amberg-Sulzbach für die Tagespflege werden wie im Entwurf vorge-
legt mit Wirkung vom 01.01.2024 beschlossen.

Vorlagebericht

Nach den aktuellen Empfehlungen des Bayerischen Landkreistages und des Bayerischen Städtetages
(Stand: 01.01.2022) soll die Geldleistung an die Kindertagespflegeperson bei vorübergehender Krank-
heit bzw. Abwesenheit des Kindes weitergewährt werden.
Die Tagespflegerichtlinien werden daher wie folgt ergänzt/geändert (siehe unter 3. jeweils fett ge-
druckt):

Für Krankheitszeiten oder sonstiger Abwesenheit der Tagespflegekinder wird die Geldleistung pro Mo-
nat bis zu 10 Tage fortgezahlt in Höhe des gebuchten bzw. des an diesen Wochentagen tatsächlich
regelmäßig in der Vergangenheit erbrachten Betreuungsumfangs. Die Tage werden in den monatlichen
Stundenzetteln entsprechend aufgeführt.

Zudem werden die Tagespflegerichtlinien aufgrund der gesetzlichen Änderung des $ 18 AVBayKiBiG
hinsichtlich des Qualifizierungszuschlags wie folgt ergänzt:



Der Qualifizierungszuschlag wird für Tagespflegepersonen, die Kinder vor dem vollendeten ersten Le-
bensiahr betreuen, nur bei pädagogischem Personal nach 8 16 AVBayKiBiG oder bei Tagespflegeper-
sonen geleistet, die an einer Qualifizierungsmaßnahme im Sinn von Art. 20 Satz 1 Nr. 1 BayKiBiG im
Umfang von mindestens 300 Stunden teilgenommen haben.
Dieses Qualifizierungserfordernis giit ab dem 01.09.2024 (8 27 AVBayKiBiG).

Im Übrigen erfolgt eine Anpassung der Tagespflegerichtlinien an die neuesten Empfehlungen des Bay-
erischen Landkreistages und des Bayerischen Städtetages sobald diese veröffentlicht werden.



Richtlinien
des Landkreises Amberg-Sulzbach für die Tagespflege

nach dem SGB VIII! und dem BayKiBiG?
(gültig ab 01.01.2024)

1. Geltungsbereich

Die Richtlinien gelten für das Förderangebot Kindertagespflege nach 88 22, 23, 24 SGB VII, Im Mittel-
punkt stehen die Gewährung einer laufenden Geldleistung und die damit zusammenhängenden Rege-
lungen des SGB VIll. Die Betreuung findet während eines Teils des Tages statt (vgl. 43 Abs. 1 SGB
VII). Aus dieser Formulierung ist abzuleiten, dass es sich auch um Tagespflege handelt, wenn die
Betreuung für die Abend- und Nachtstunden angeboten wird. Eine Unterscheidung bei der Förderung
hinsichtlich Tages- und Nachtzeiten unterbleibt.

2. Formen der Tagespflege

2.1
Als Regelform der über den örtlichen Träger der Jugendhilfe vermittelten Kindertagespflege in Bayern
geiten diejenigen Pflegeverhältnisse, in denen neben den Voraussetzungen der 88 22, 23, 24 SGB VII
auch die Fördervoraussetzungen nach Art. 20 BayKiBiG i. V. m. $ 18 AVBayKiBiG® vorliegen.

2.2
Tagespflege nach dem SGB VIII unter Vorliegen der Voraussetzungen des $ 23 Abs. 3 Satz 1 SGB VIII,
jedoch ohne Vorliegen der Fördervoraussetzungen nach Art. 20 BayKiBiG i. V. m. $ 18 AVBayKiBiG?
soll in Ausnahmefällen über das Jugendamt vermittelt werden. In diesem Fall greift die Verpflichtung
zur Gewährung einer laufenden Geldleistung nach 8 23 Abs. 1 SGB VIll ohne Qualifizierungszuschlag.

3. Höhe der laufenden Geldleistung für die Kindertagespflege

Der vom Jugendamt vermittelten Kindertagespflegeperson nach Nr. 2.1 oder 2.2 wird eine laufende
Geldleistung in Form eines Betrages zur Anerkennung der Förderleistung (kein Entgelt) gewährt. Nach
8 23 Abs. 2a SGB VIII ist der Anerkennungsbetrag leistungsgerecht auszugestalten.

Unter Berücksichtigung von Vergleichsberechnungen analog zur Betreuungsleistung einer pädagogi-
schen Kraft einer Kindertageseinrichtung, des zeitlichen Umfangs der Leistung, der Anzahl und des
Förderbedarfs der betreuten Kinder sowie der Sonderstellung der Kindertagespflege im Bereich der
Kindertagesbetreuung werden bei einem zeitlichen Umfang von 40 Betreuungsstunden pro Woche und
Kind zum 01.01.2022 folgende Anerkennungsbeträge angesetzt:

e für Ü3 Kinder aufgrund ihres Förderbedarfs 290,00 €,
e für U3 Kinder aufgrund des spezifischen frühkindlichen Förderbedarfs 445,00 €,
e für Inklusionskinder aufgrund des besonderen und erhöhten Förderbedarfs 1000,00 €.

Zu diesen Anerkennungsleistungen hinzu kommen nach $ 23 Abs. 2 Nrn. 1, 3 und 4 SGB VIII
e die Erstattung angemessener Kosten, die der Kindertagespflegeperson für den Sachaufwand

entstehen,
die Erstattung nachgewiesener Aufwendungen für Beiträge zu einer angemessenen Uhfallver-
sicnerung SOWIE

U die hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen Alterssicherung
der Kindertagespflegeperson und

! Achtes Buch Sozilalgesatzbuch
2 Bayerisches Kinderbildungs- und betreuungsgesetz
? Verordnung zur Ausführung des Bayerischen Kinderbildungs- und betreuungsgesetzes



® die hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen Kranken- und
Pflegeversicherung.

Für die Erstattung der Kosten für den Sachaufwand - einschließlich Essensgeld (8 23 Abs. 2 Nr. 1 SGB
VIII) - wird in Anlehnung an die Regelbedarfsermittlung in der Grundsicherung der entsprechende Anteil
zugrunde gelegt. Dies ergibt eine monatliche Pauschale in Höhe von 275,00 € für unter Dreijährige
bzw. 310,00 € für über Dreijährige bei einer Betreuungszeit von 40 Stunden pro Woche,

Nach ständiger Rechtsprechung kann trotz der Unterschiede hinsichtlich der Qualitätsanforderungen
und des Aufgabenbereichs die Vergütung von einer pädagogischen Kraft in einer Kindertageseinrich-
tung als Orientierungsmaßstab herangezogen werden.

Aufgrund der Angemessenheit der Förderleistung nach 8 23 Abs. 2 Nr. 2 SGB VIII ist die Tagespflege-
person nicht berechtigt, hierfür zusätzliche Geldleistungen von den Erziehungsberechtigten zu verlan-
gen.

Gemäß 8 18 AVBayKiBiG erhält die Kindertagespflegeperson darüber hinaus einen differenzierten
Qualifizierungszuschlag.

Qualifizierungszuschlag Stufe 1:

Abhängig von der Qualifizierung der Kindertagespflegeperson beträgt dieser 20 % der Förderleistung,
wenn die Kindertagespflegeperson erfolgreich an einer Qualifizierungsmaßnahme im Umfang von min-
destens 160 Stunden und an Fortbildungsmaßnahmen jährlich im Umfang von mindestens 15 Stunden
teilnimmt und auch unangemeldete Kontrollen zulässt. Für Kindertagespflegepersonen, die am
30.04.2021 eine Qualifizierungsmaßnahme im Umfang von mindestens 100 Stunden absolviert haben,
findet die Übergangsregelung des 8 27 AVBayKiBiG Anwendung, wonach das Qualifizierungserforder-
nis im Umfang von mindestens 160 Stunden ab dem 01.01.2023 gilt.

Qualifizierungszuschlag Stufe 2:
Kann die Kindertagespflegeperson eine Ausbildung als pädagogische Fachkraft nachweisen oder hat
die Kindertagespflegeperson an Aus- und Fortbildungsmaßnahmen von insgesamt 220 Stunden teil-
genommen wird ein Zuschlag von 30 % der Förderleistung gewährt, sofern die Kindertagespflegeper-
son weiterhin jährlich an Fortbildungsmaßnahmen im Umfang von mindestens 15 Stunden teilnimmt
und auch unangemeldete Kontrollen zulässt. Kindertagespflegepersonen, die vor der Änderung zum
01.01.2022 bereits Qualifizierungsmaßnahmen im Umfang von mindestens 160 Stunden absolviert und
daher den Qualifizierungszuschlag der Stufe 2 erhalten haben, wird über den 01.01.2022 hinaus auch
weiterhin der Qualifizierungszuschlag der Stufe 2 gewährt (Besitzstandswahrung).

Der Qualifizierungszuschlag wird für Tagespflegepersonen, die Kinder vor dem vollendeten ers-
ten Lebensjahr betreuen, nur bei pädagogischem Personal nach $ 16 AVBayKiBiG oder bei Ta-
gespflegepersonen geleistet, die an einer Qualifizierungsmaßnahme im Sinn von Art. 20 Satz 1

Nr. 1 BayKiBiG im Umfang von mindestens 300 Stunden teilgenommen haben.
Dieses Qualifizierungserfordernis gilt ab dem 01.09.2024 (8 27 AVBayKiBiG).

Ist keine Qualifizierung nachgewiesen worden, wird nur eine gekürzte Grundpauschale ausbezahlt (vgl.
Anlage 1).

Die sich aufgrund der Berechnungen ergebenen Zahlbeträge sind in der Anlage 1 aufgeführt. Ergeben
sich durch die Anwendung dieser Richtlinien niedrigere Geldleistungen als bisher gewährt wurden, gilt
Besitzstandswahrung für dieses laufende Betreuungsverhältnis. Die Beträge werden nach Bekannt-
gabe des (vorläufigen) Basiswertes für die BayKiBiG-Förderung durch das StMAS zum Beginn des
nächsten Haushaltsjahres fortgeschrieben.

Übersicht über die Anerkennungsleistungen in der Kindertagespflege:

Grundpauschale zur Berechnung
Pauschale für Kinder über 3 Jahre



unter 3 Jahre
mit Behinderung
über 3 Jahre inkl. Essensgeld*

Sachaufwandspauschale für Kinder unter 3 Jahre inkl. Essensgeld*
mit Behinderung inkl. Essensgeld*

Unfallversicherung® max, 117,88€ jährlich
angemessene Alterssicherung® max. 41,85 € monatlich

max. 80,06 €Kranken- und Pflegeversicherung' monatlich
zzgl. 16,73 € bzw. 18,65 €

Eine Anpassung erfolgt nach Fortschreibung der Beträge.

Da die Kindertagespflegeperson selbständig tätig ist, besteht kein Anspruch auf Fortzahlung der Ver-
gütung im Krankheitsfall bzw. bei sonstiger Abwesenheit.

Bei Urlaub oder Krankheit der Tagespflegeperson ist gem. $ 23 Abs. 4 SGB VIII sowie zur Aufrechter-
haltung der staatlichen Förderung gemäß Art. 20 Nr. 2 BayKiBiG vom örtlichen Träger der öffentlichen
Jugendhilfe eine Ersatzbetreuung sicherzustellen und zu finanzieren.

Die Abrechnung und Vergütung erfolgt anhand der tatsächlichen Betreuungszeiten mit sogenannten
Stundenzetteln.

Für Krankheitszeiten oder sonstiger Abwesenheit der Tagespflegekinder wird die Geldleistung
pro Monat bis zu 10 Tage fortgezahlt in Höhe des gebuchten bzw. des an diesen Wochentagen
tatsächlich regelmäßig in der Vergangenheit erbrachten Betreuungsumfangs. Die Tage werden
in den monatlichen Stundenzetteln entsprechend aufgeführt.

3.1 Grundpauschale

Die Grundpauschale für die Kindertagespflege und der Qualifizierungszuschlag sind Monatsbeträge
und auf eine vierzigstündige Betreuung pro Woche bezogen und bei höherer/geringerer Stundenzahl
entsprechend nach oben/unten zu korrigieren (vgl. Anlage 1).

Der differenzierte Qualifizierungszuschlag ist gegenüber der Tagespflegeperson gesondert auszuwei-
sen.

Die Grundpauschale wird für max. 60 Stunden wöchentlich bzw. durchschnittlich 12 Stunden täglich
gewährt.

3.2 Unfallversicherung

Die Erstattung von nachgewiesenen Aufwendungen für eine angemessene Urfallversicherung wird un-
abhängig von der Zahl der betreuenden Kinder nur einmal gewährt.

4 Diese Empfehlungen sehen einen Richtwert einer möglichen Sachaufwandspauschale bei einer Betreuungszeit von 40 Stunden vor, der
unter Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten ggf. anzupassen Ist, sofern höhere Kosten anfallen. Die unterschiedlich deutliche An-
passung des Richtwerts erfolgt im Hinblick auf die angedachte Annäherung des U 3 Bereichs an die beiden anderen Bereiche,
5 Die Beiträge zur gesetzlichen Unfallversicherung werden nach folgender Forme! erhoben: (Entgelte x Gefahrklasse Nr. 12 x Beitrags-
fuß) : 1000. Aufgrund des Prinzips der nachträglichen Bedarfsdeckung wird der maßgebliche Beitragsfuß erst Ende April 2022 beschlossen.
Als Anhaltspunkt kann der Jahresbeitrag für 2020 in Höhe von 117,88 € für eine pflichtversicherte selbstständig tätige Kindertagespflegeper-
son ohne Personal mit einem Einkommen von 23.000 € dienen.
$ Der Mindestbeitrag für die freiwillige Rentenversicherung liegt für das Jahr 2021 bei 83,70 € im Monat. Ist die Kindertagespflegeperson
gesetzlich rentenversichert und wird die Erstattung der nachgewiesenen Aufwendungen zum gesetzlichen Mindestbeitrag bei einem geringe-
ren Betreuungsumfang anteilig gekürzt, darf der Gesamtbetrag der Erstattung gegenüber der Tagespflegeperson den hälftigen Mindestbeitrag
zur gesetzlichen Rentenversicherung In Höhe von 41,85 € nicht unterschreiten.
7Werden aufgrund der Tätigkeit als Kindertagespflegeperson Kosten für eine Krankenversicherung erforderlich, sind diese in angemessener
Höhe hälftig zu erstatten. Aufgrund der Änderung von $ 240 SGB V beläuft sich die Mindestbemessungsgrundlage für Selbstständige im Jahr
2021 voraussichtlich auf 1.098,67 €. Für die Krankenversicherung mit Krankengeld sind 14,6 % (ohne Krankengeld 14 %) plus Zusatzbeitrag
auf dieser Basis in Ansatz zu bringen, mithin 160,11 €(153,53 €). Beträgt das steuerpflichtige Einkommen mehr als durchschnittlich die Höhe
der Mindestbemessungsgrundlage pro Monat, wird der Beitrag prozentual errechnet. Der Beitragssatz für die Pfiegeversicherung beträgt
3,05 % (mit elgene Kinder) bzw. 3,4 % (ohne eigene Kinder), d. h. 33,45 € bzw. 37,29 €.



Für selbstständig tätige Kindertagespflegepersonen besteht gem. $ 2 Abs. 1 Nr. 9 SGB VIl eine ge-
setzliche Unfallversicherungspflicht. Die Kindertagespflegepersonen haben sich daher in der Regel bei
der Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW) zu versichern. Die Prä-
mienhöhe wird von der BGW aus den erbrachten Leistungen des Vorjahres ermittelt. Eine Anpassung
erfolgt nach Fortschreibung der Beträge.

Wird eine Kindertagespflegeperson von mehreren Jugendämtern vermittelt, so leistet das Jugendamt
die Beiträge zur angemessenen Unfallversicherung, welches das erste Kind vermittelt. Werden Bei-
träge zur Unfallversicherung von einem Jugendamt erstattet, muss die Kindertagespflegeperson dies
den anderen belegenden Jugendämtern anzeigen.

3.3 Alterssicherung

Nachgewiesene Aufwendungen zu einer angemessenen Alterssicherung werden bis zu einer Höhe von
maximal der Hälfte des Mindestbeitrages zur gesetzlichen Rentenversicherung pro Pflegestelle erstat-
tet. Eine Anpassung erfolgt nach Fortschreibung der Beträge. Die Angemessenheit derAlterssicherung
ist im Einzelfall zu prüfen.

Als Alterssicherung werden die freiwillige Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung oder
ein privater Ältersvorsorgevertrag, bei dem das Altersvorsorgekapital frühestens ab dem vollendeten
62. Lebensjahr ausgezahlt wird, anerkannt. Da eine spätere Kapitalisierung einer privaten Altersvor-
sorge vor dem 60. Lebensjahr nicht ausgeschlossen werden kann, muss auf das Ziel des Altersvorsor-
gevertrages zum Zeitpunkt derAufnahme des Tagespflegeverhältnisses abgestellt werden. Gleichwohl
sollten nur Versicherungsverträge anerkannt werden, für die zwischen dem Versicherungsnehmer und
dem Versicherer ein Verwertungsausschluss nach $ 168 Abs. 3 VVG vereinbart wurde.

Wird eine Kindertagespflegeperson von mehreren Jugendämtern vermittelt, so leistet das Jugendamt
die Beiträge zur Altersvorsorge, das das erste Kind vermittelt. Werden Beiträge zur Altersvorsorge von
einem Jugendamt erstattet, muss die Kindertagespflegeperson dies den anderen belegenden Jugend-
ämtern anzeigen.

3.4 Kranken- und Pflegeversicherung

Nachgewiesene Aufwendungen für eine angemessene Kranken- und Pflegeversicherung nach 8 23
Abs. 2 Nr. 4 SGB VIII werden hälftig nur übernommen, sofern keine anderweitige ausreichende Absi-
cherung der Kindertagespflegeperson (insbesondere im Rahmen der Familienversicherung) besteht.
Eine Anpassung erfolgt nach Fortschreibung der Beträge.

Wird eine Kindertagespflegeperson von mehreren Jugendämtern vermittelt, so leistet das Jugendamt
die Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung, das das erste Kind vermittelt hat. Werden Beiträge
zur Kranken- und Pflegeversicherung von einem Jugendamt erstattet, muss die Kindertagespflegeper-
son dies den anderen belegenden Jugendänittern anzeigen.

4. Eignung und Qualifizierung von Kindertagespflegepersonen

Die Eignung von Kindertagespflegepersonen im Sinne des 8 23 Abs. 1 SGB VII richtet sich nach $ 23
Abs. 3 und 8 43 Abs. 2 SGB VIII i. V. m. Art. 9 Abs, 2 BayKiBiG. Auch ist $ 72 a SGB VIll zu berück-
sichtigen, nach dem die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sicherstellen sollen, dass von ihnen ver-
mitteilte Personen nicht wegen bestimmter Straftaten verurteilt worden sind. Näheres ergibt sich aus
den Empfehlungen des Bayerischen Landesjugendamtes zu $ 72a SGBVIIll.

Als für die Kindertagespflege qualifiziert sind von vorne herein Personen anzusehen, die über eine
berufliche Ausbildung mit (sozial-)pädagogischem, erzieherischem oder kinderpflegerischem Schwer-
punkt verfügen. Im Sinne des Bestandschutzes werden auch diejenigen Tagespflegepersonen als qua-
lifiziert angesehen, die schon bisher Tagespflege ohne Beanstandung geleistet haben.



Über die zusätzliche persönliche Eignung der Kindertagespflegeperson für die inklusive Tagepflege ist
im Einzelfall zu entscheiden (vgl. AMS vom 5. August 2014)

5. Kostenbeitrag

Die laufende Geldleistung nach $ 23 Abs. 1 SGB VII! wird zunächst als erweiterte Hilfe vom Jugendamt
in voller Höhe übernommen. Anschließend ist die Erhebung von Kostenbeiträgen zu prüfen.

Nach $ 90 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SGB VIII können für die Förderung von Kindern in der Tagespflege
Kostenbeiträge erhoben werden. Hierbei ist zu prüfen, ob die Erhebung des Kostenbeitrages für die
Eltern zumutbar ist ($ 90 Abs. 4 SGB VIII).

Der Kostenbeitrag ist nach Art. 20 Satz 1 Nr. 3 BayKiBiG auf maximal die 1,5 fache Höhe des staatli-
chen Anteils der kindbezogenen Förderung nach Art. 21 BayKiBiG begrenzt.

Bei der Erhebung von Kostenbeiträgen ist darauf zu achten, dass die Kostenbeiträge sich an den durch-
schnittlichen Beträgen für eine vergleichbare altersgemäße Betreuung in den Kindertagesstätten des
Landkreises orientieren.

Die Anlage 2 enthält - gestaffelt nach Betreuungszeiten - die durch den Landkreis Amberg-Sulzbach
zu fordernden Kostenbeiträge (Elternbeiträge).

6. Fortschreibung

Die Höhe der Grundpauschale ergibt sich künftig automatisch aus den tariflichen Steigerungen des
pädagogischen Personals in Kindertageseinrichtungen (s. Nr. 3 Absatz 3).

Eine Anpassung der Beträge für die Unfallversicherung, Alterssicherung und Krankenversicherung er-
folgt nach Fortschreibung der Beträge.

7. Inkrafttreten

Die Richtlinien gelten ab 01.01.2024. Gleichzeitig treten die seit 01.01.2022 gültigen Richtlinien außer
Kraft.
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Batreff Anlagen

Jugendhilfeplanung - Bildung einer Arbeitsgemeinschaft nach $ 78 SGB
Vin

Beratungsfolge
Nr. Gremium Sitzungstermin TOP Beratungsergebnis

einstimmig geändert Gegenstimmen

1. 27.11.2023Jugendhilfeausschuss 5 BEE
2 BEER

Beschlussvorschlag [1] Kenntnisnahme (kein Beschluss)

Der Jugendhilfeausschuss beauftragt die Verwaltung eine AG 78 gemäß dem Konzept in der Anlage
zu gründen.

Vorlagebericht

Um ein strukturiertes Ineinandergreifen von Aufgaben und Leistungen zu gewährleisten, sieht das
SGB VIII die strukturelle Zusammenarbeit von Stellen und öffentlichen Einrichtungen vor, deren Tätig-
keit sich auf die Lebenssituation junger Menschen und ihrer Familien auswirkt. „Die Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe sollen die Bildung von Arbeitsgemeinschaften anstreben, in denen neben ihnen die
anerkannten Träger der freien Jugendhilfe sowie die Träger geförderter Maßnahmen vertreten sind.
In den Arbeitsgemeinschaften soll darauf hingewirkt werden, dass die geplanten Maßnahmen aufei-
nander abgestimmt werden, sich gegenseitig ergänzen und in den Lebens- und Wohnbereichen von
jungen Menschen und Familien ihren Bedürfnissen, Wünschen und Interessen entsprechend zusam-
menwirken. Dabei sollen selbstorganisierte Zusammenschlüsse nach $ 4a SGB VIll beteiligt werden."
(5 78 SGB VIII)

Im Prozess der Jugendhilfeplanung wurde bei der Fortschreibung der Fachlichen Empfehlungen im

Jahr 2021 das Ziel festgelegt, dass es eine regelmäßig tagende Arbeitsgemeinschaft von Stadt Am-
berg und Landkreis Amberg-Sulzbach nach $ 78 SGB VIil gibt, welche die Umsetzung der Fachlichen
Empfehlungen der Jugendhilfeplanung begleitet und die Verzahnung der Arbeitskreise und Themen-
bereiche untereinander sicherstellt. Die an der Fortschreibung beteiligten Arbeitsgruppen sind grund-



sätzlich immer nur für einen begrenzten Zeitraum tätig, jedoch ist eine Zusammenführung und Weiter-
führung dieser Gruppen als Arbeitsgemeinschaft nach $ 78 SGB VIII sinnvoll. Die Zusammensetzung
ist jedoch als dynamisch und sich je nach aktueller Aufgabenstellung verändernd anzusehen.
Eine Arbeitsgemeinschaft nach $ 78 SGB VIII dient damit als Instrument der Steuerung. Die fachliche
Expertise dient als Qualitätskriterium für die Weiterentwicklung der Leistungen und Aufgaben der Ju-
gendhilfe. Zielsetzung ist, finanzielle und personelle Ressourcen aller Beteiligten im Sinne einer strin-
genten Aufgabenerfüllung effizient einzusetzen.

Diese Konzeption einer Arbeitsgemeinschaft nach $ 78 SGB VIll ist bewusst offen gehalten, um agil
und flexibel auf die jeweils aktuellen Gegebenheiten eingehen zu können. Schwerpunkt in den nächs-
ten Jahren wird die Umsetzung des KJSG in allen Stufen sein.

Zusammenfassend hat die AG 78 folgende Ziele:
« die Mitglieder sind über aktuelle Entwicklungen und Angebote auf dem Gebiet der Jugendhilfe

informiert,
« Maßnahmen sind bedarfsgerecht geplant,
e Projekte und Maßnahmen werden aufeinander abgestimmt, so dass diese eine größtmögliche

Wirkung entfalten können und
e Jugendhilfe unter den jeweiligen Rahmenbedingungen wird wirksam und zukunftsfähig gestal-

tet.

Die AG 78 ist das von den Jugendhilfeausschüssen beauftragte Gremium der Jugendhilfeplanung
und maßgeblich mitverantwortlich für die Umsetzung arbeitsbereichsübergreifender fachlicher Emp-
fehlungen und Konzeption neuer Angebote und Ausrichtungen aufgrund aktueller rechtlicher Entwick-
lungen. Zu den unterschiedlichen Themenbereichen werden in der Regel 3-5 Treffen abgehalten und
in diesem begrenzten Zeitraum an gemeinsamen Ergebnissen und Lösungen gearbeitet. Die Modera-
tion übernehmen die Fachkräfte für Jugendhilfeplanung. Die AG 78 wird durch eine Steuerungs-
gruppe bestehend aus den Jugendamtsleitungen und der Jugendhilfeplanung koordiniert.

Die AG 78 wird für den Zeitraum einer Testphase bis 2028 Jahren etabliert. Danach werden der Ar-
beitsverlauf und das Gremium an sich evaluiert und es wird über eine Fortsetzung und deren Weiter-
entwicklung entschieden.



Konzeption AG 78

1. Grundgedanken

Im Prozess der Jugenchilfeplanung wurde bei der Fortschreibung der Fachlichen Empfehlungen im

Jahr 2021 das Ziel festgelegt, dass es eine regelmäßig tagende Arbeitsgemeinschaft von Stadt Amberg
und Landkreis Amberg-Sulzbach nach $ 78 SGB VIII gibt, welche die Umsetzung der Fachlichen

Empfehlungen der Jugendhilfeplanung begleitet und die Verzahnung der Arbeitskreise und

Themenbereiche untereinander sicherstellt, Die an der Fortschreibung beteiligten Arbeitsgruppen sind

grundsätzlich immer nur für einen begrenzten Zeitraum tätig, jedoch ist eine Zusammenführung und

Weiterführung dieser Gruppen als Arbeitsgemeinschaft nach $ 78 SGB VIII sinnvoll. Die

Zusammensetzung ist jedoch als dynamisch und sich je nach aktueller Aufgabenstellung verändernd
anzusehen.

Eine Arbeitsgemeinschaft nach $ 78 SGB ViIll dient damit als Instrument der Steuerung. Die fachliche

Expertise dient als Qualitätskriterium für die Weiterentwicklung der Leistungen und Aufgaben der

Jugendhilfe,

Diese Konzeption einer Arbeitsgemeinschaft nach $ 78 SGB VIll ist bewusst offen gehalten, um agil
und flexibel auf die jeweils aktuellen Gegebenheiten eingehen zu können. Schwerpunkt in den nächsten
Jahren wird die Umsetzung des KJSG in allen Stufen sein.

2. Rechtsgrundlagen

Um ein strukturiertes Ineinandergreifen von Aufgaben und Leistungen zu gewährleisten, sieht das SGB
VII die strukturelle Zusammenarbeit von Stellen und öffentlichen Einrichtungen vor, deren Tätigkeit sich
auf die Lebenssituation junger Menschen und ihrer Familien auswirkt. „Die Träger der öffentlichen

Jugendhilfe sollen die Bildung von Arbeitsgemeinschaften anstreben, in denen neben ihnen die
anerkannten Träger der freien Jugendhilfe sowie die Träger geförderter Maßnahmen vertreten sind. In

den Arbeitsgemeinschaften soll darauf hingewirkt werden, dass die geplanten Maßnahmen aufeinander

abgestimmt werden, sich gegenseitig ergänzen und in den Lebens- und Wohnbereichen von jungen
Menschen und Familien ihren Bedürfnissen, Wünschen und Interessen entsprechend
zusammenwirken. Dabei sollen selbstorganisierte Zusammenschlüsse nach $ 4a SGB VIII beteiligt
werden." (8 78 SGB VIII)

Neben der gesetzlich festgelegten Gesamt- und Planungsverantwortung gemäß $ 79 SGB VIII „(...)
haben die Träger der öffentlichen Jugendhilfe Grundsätze und Maßstäbe für die Bewertung der Qualität
sowie geeignete Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung für [z.B.] die Gewährung und Erbringung von

Leistungen, die Erfüllung anderer Aufgaben [...] und die Zusammenarbeit mit anderen Institutionen

weiterzuentwickeln, anzuwenden und regelmäßig zu überprüfen. Dazu zählen auch Qualitätsmerkmale
für die inklusive Ausrichtung der Aufgabenwahrnehmung und die Berücksichtigung der spezifischen
Bedürfnisse von jungen Menschen mit Behinderungen sowie die Sicherung der Rechte von Kindern
und Jugendlichen in Einrichtungen und in Familienpflege und ihren Schutz vor Gewalt. Die Träger der
öffentlichen Jugendhilfe orientieren sich dabei an den fachlichen Empfehlungen der nach 8 85 Absatz
2 SGB VIll zuständigen Behörden und an bereits angewandten Grundsätzen und Maßstäben für die

Bewertung der Qualität sowie Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung." (8 79a SGB VIII).

3. Aufgaben

Die Arbeitsgemeinschaft ist aufbauend auf den rechtlichen Voraussetzungen ein Zusammenschluss,
welcher sich mit relevanten Fachfragen der Jugendhilfe im Landkreis Amberg-Sulzbach und der Stadt

Amberg beschäftigt. Die AG 78 begleitet in allen Phasen der Jugendhilfeplanung, von der

Bedarfsanalyse über die Erarbeitung von fachlichen Empfehlungen bis hin zu deren Umsetzung.



Zusammenfassend hat die AG 78 folgende Ziele:

die Mitglieder sind über aktuelle Entwicklungen und Angebote auf dem Gebiet der Jugendhilfe
informiert,
Maßnahmen sind bedarfsgerecht geplant,
Projekte und Maßnahmen werden aufeinander abgestimmt, so dass diese eine größtmögliche
Wirkung entfalten können und

- Jugendhilfe unter den jeweiligen Rahmenbedingungen wird wirksam und zukunftsfähig
gestaltet.

Die Beteiligten arbeiten im Rahmen derArbeitsgemeinschaft partnerschaftlich zusammen, informieren
sich gegenseitig über Angebote, Strukturen und Strategien und entwickeln und etablieren aufeinander
abgestimmte Konzepte. In diesem Prozess sollen gemeinsam fachliche Standards gesetzt und

überprüft werden.

Damit auch neue gesellschaftliche und gesetzliche Anforderungen und sich verändernde Bedarfe der
verschiedenen Zielgruppen in bereits bestehende und neu zu entwickelnde Konzepte aufgenommen
werden können, soll die Beratung zur Qualitätsentwicklung gemäß $ 79a SGB VIII durch die
Arbeitsgemeinschaft sichergestellt werden.

In der Arbeitsgemeinschaft sollen Absprachen zu Fortbildungsbedarfen getroffen und diese ggf. durch
die Organisation von Fortbildungsseminaren und fachlichen Inputs gedeckt werden.

Zudem soll die Arbeit der ebenfalls neu zu gründenden AG Öffentlichkeitsarbeit mit der Tätigkeit der
AG 78 verzahnt werden, um Aufgaben und Leistungen der Jugendhilfe nach dem SGB VIII in ihrer
Gesamtheit bekannt zu machen.

4. Organisation, Struktur und Beteiligte

Die AG 78 ist das von den Jugendhilfeausschüssen beauftragte Gremium der Jugendhilfeplanung und
maßgeblich mitverantwortlich für die Umsetzung arbeitsbereichsübergreifender fachlicher Empfehlun-
gen und Konzeption neuer Angebote und Ausrichtungen aufgrund aktueller rechtlicher Entwicklungen.
Zu den unterschiedlichen Themenbereichen werden in der Regel 3-5 Treffen abgehalten und in diesem
begrenzten Zeitraum an gemeinsamen Ergebnissen und Lösungen gearbeitet. Die Moderation über-
nehmen die Fachkräfte für Jugendhilfeplanung. Die AG 78 wird durch eine Steuerungsgruppe beste-
hend aus den Jugendamtsleitungen und der Jugendhilfeplanung koordiniert.

Die Mitglieder sind als Pool von Expert: innen zu sehen, der die Themen unterschiedlicher Netzwerke
und Arbeitsgruppen (z. B. JAAMAS, Qualitätsgruppe zu Konzepten und Leistungsvereinbarungen im
Hinblick auf Inklusion) verbindet. Aus diesem Kreis bilden sich Zusammenschlüsse unterschiedlicher
Akteur: innen, die sich jeweils themenspezifischen Projekten widmen.

Um die Arbeitsfähigkeit der Arbeitsgemeinschaft nach $ 78 SGB VIII zu gewährleisten, soll diese mit
Vertreter: innen der einzelnen Aufgabenbereiche besetzt sein. Grundsätzlich ist die Mitarbeit offen für
alle Interessierten aus den einzelnen Arbeitsfeldern der Kinder- und Jugendhilfe, insbesondere für die
Mitarbeitenden an der Fortschreibung der Fachlichen Empfehlungen. Voraussetzung ist jedoch, dass
die Mitglieder auch Zeitressourcen für die aktive Mitarbeit und Ausgestaltung der Maßnahmen einbrin-
gen können.

Beteiligte sind Vertreterinnen
e der Träger der öffentlichen Jugendhilfe
« der anerkannten Träger der freien Jugendhilfe
« der Träger der Eingliederungshilfe für junge Menschen
e der Träger geförderter Maßnahmen
» selbstorganisierte Zusammenschlüsse nach $ 4a SGB VIll.



Darüber hinaus sind weitere Beteiligte möglich. Bei der Besetzung sollen insbesondere Vertreter: innen
der Themen Inklusion, Migration und Diversity Berücksichtigung finden. Das Gremium ist bewusst offen
für Personen, die sich aktiv einbringen wollen und können. Eine aktive Mitarbeit einschließlich der Er-
arbeitung von Ergebnissen wird vorausgesetzt.

Begleitend zu Präsenztreffen wird eine Gruppe AG 78 im digitalen Workspace social Amberg einge-
richtet, um zeitlich unabhängig einen Austausch zu ermöglichen und die Arbeitsthemen zur Auswahl
stellen. Ggf. kann es sinnvoll sein, projektbezogen dort weitere Workspaces zu erstellen.

5. Evaluation

Die AG 78 wird für den Zeitraum einer Testphase bis 2028 Jahren etabliert. Danach werden derArbeits-
verlauf und das Gremium an sich evaluiert und es wird über eine Fortsetzung und deren Weiterentwick-
lung entschieden.



Amberg-Sulzbach BeschlussvorlageLandkreis - Landratsamt

RX öffentlich [_] nichtöffentlich

Sachgebiet - Sachbearbeiter Datum

42 - Regierungsrat Thomas Schieder 08.11.2023

Betreff Anlagen

Bericht der Verfahrenslotsinnen

Beratungsfolge
Nr. Gremium Sitzungstermin TOP Beratungsergebnis

einstimmig geändert Gegenstimmen

1. 27.11.2023Jugendhilfeausschuss 6 BEE
2. Mi

DO Beschlussvorschlag DS Kenntnisnahme (kein Beschluss)

Die Verfahrenslotsinnen berichten über den bisherigen Verlauf des Modellprojekts.

Vorlagebericht

Gem. 8 10 b Abs. 2 SGB VIll berichten Verfahrenslotsen halbjährlich über ihre Erfahrungen der struk-
turellen Zusammenarbeit mit anderen Stellen, öffentlichen Einrichtungen und Rehabilitationsträgern,

Seit dem 01.11.2022 läuft das Modellprojekt „Verfahrenslotsen" im Landkreis Amberg-Sulzbach unter
der fachlichen Begleitung des ZBFS - Bayerisches Landesjugendamt. Die Tätigkeit der eingesetzten
Fachkräfte (Beamtin, 3. QE und Sozialpädagogin, M.A.) richtet sich nach den gesetzlichen Vorgaben
des $ 10b SGB VIll. Im Berichtszeitraum (seit der letzten Sitzung des Jugendhilfeausschusses vom
02.05.2023) wurde die im November 2022 begonnene Arbeit fortgesetzt und intensiviert.

Tätigkeiten gem. & 10b Abs, 1 SGB VIll
Im Rahmen der Einzelfallarbeit wurden seit Mai diesen Jahres insgesamt in sieben Fällen eine Bera-
tung geleistet. Teils fand eine intensivere Begleitung in mehreren Kontakten statt. Nach wie vor zeigt
sich, dass vor allem Fachkräfte der Jugendhilfe wegen einer fachlichen Einschätzung und der Expertise
der Verfahrenslotsinnen anfragen, gefolgt von Vormündern/Ergänzungspflegern. Aber auch Erzie-
hungs- und Personensorgeberechtigte fragten im Berichtszeitraum bezüglich einer Beratung an.
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811/22-04/23 05/23-11/23

Inhaltlich gibt der $ 10b Abs. 1 SGB VIll den Fokus auf Leistungen der Eingliederungshilfe vor. Im

tatsächlichen Beratungssetting wurde jedoch deutlich, dass die Beratungssuchenden Unterstützung in

weitaus diverseren Fragestellungen suchten.
Themen waren u.a. der Ausfall der betreuenden Großmutter eines Kindes mit erhöhtem Förderbedarf
aufgrund eines medizinischen Eingriffs, der Umgang mit einer ablehnenden Entscheidung zur Auf-
nahme in eine private Schule, Fragen zu einem Schwerbehindertenausweis, sowie Leistungen der
Frühförderung für Kinder mit ungeklärten Aufenthaltsstatus. Darüber hinaus wurde bei der Unterbrin-

gung eines Jungen mit geistiger Behinderung unterstützt. Die Altersstruktur ist bislang sehr gemischt.

Alter der betroffenen Klienten

1

14 bis unter 18 Jahre U

6 bis unter 10 Jahre

2

w11/22-04/23 205/23 bis 11/23

3 bis unter 6 Ja

0 bis unter 3 Jahre

2,5 3 3,5

Zusammenfassend ist bisher festzustellen, dass die Fallzahlen derzeit noch eher gering sind. Noch im

Berichtszeitraum wird jedoch das Angebot verstärkt den Leitungen und Fachkräften der Kindertages-
stätten vorgestellt, sodass von einer Zunahme der Beratungsanfragen auszugehen ist.
Zudem wurden die Gemeinden und sämtliche Träger, mit denen das Jugendamt zusammenarbeitet,
mit einem Anschreiben über die Tätigkeiten der Verfahrenslotsen informiert und ermuntert, im Bedarfs-
fall den Kontakt zu suchen und betroffene Familien auf das niederschwellige Angebot aufmerksam zu
machen.

Tätigkeiten gem. & 10b Abs. 2 SGB VIII
Nach $ 10b Abs. 2 SGB VIII sollen die Verfahrenslotsen den örtlichen Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe bei der Zusammenführung der Leistungen der Eingliederungshilfe für junge Menschen im Zustän-

digkeitsbereich des Jugendamtes unterstützen.

8

21 bis unter 27 Jahre

18 bis unter 21Jahre

10 bis unter 14 Jahre

0,5 1 1,5



Laut dem vorliegenden Konzept der Verfahrenslotsen im Landkreis Amberg-Sulzbach ist es u.a. Ziel,
die Mitarbeitenden des Jugendamtes verstärkt mit dem Themenbereich der Inklusion in Kontakt zu
bringen und Wissen diesbezüglich aufzubauen.

im Berichtszeitraum fand die Fachtagung „All IN klusiv - Inklusion gemeinsam denken, Kompetenzen
verbinden" am 29.06.23 im Rathaussaal der Stadt Amberg statt. Geplant und durchgeführt wurde die
Veranstaltung als Kooperation der Jugendämter Amberg, Amberg-Sulzbach und Schwandorf, sowie
der Lebenshilfe Amberg-Sulzbach e.V.. Im Rahmen der Vorträge, Workshops und eines „Marktes der
Möglichkeiten" konnten sich die Teilnehmenden fortbilden und austauschen.

Des Weiteren wird am 24.11.23 ein Inhouse-Vortrag zum Thema „Autismus-Spektrum-Störungen" an-
geboten mit dem Ziel die fachlichen Kompetenzen und Handlungsmöglichkeiten zu erweitern.

Die Teilnahme an internen und regionalen Dienstbesprechungen war ebenfalls Teil des Aufgabenspek-
trums, u.a. mit dem Zie! die Verfahrensabläufe im Kreisjugendamt zu optimieren und die möglichen
Auswirkungen des Inklusionsgesetzes an der Schnittstelle zum Bezirk und den Trägern der Eingliede-
rungshilfe vorzubereiten.

Besonders hervorzuheben sind auch die Arbeitstreffen mit den Leitungen des Sozialdienstes und der
wirtschaftlichen Jugendhilfe, um z. B. Anträge und erforderliche Formblätter kundenfreundlicher zu ge-
stalten und auf die notwendigen Angaben zu beschränken. Damit soll es den Eltern und auch den
eigenen Mitarbeitenden erleichtert werden, bürokratische Hürden zu nehmen.

Fazit:
Im bisherigen Verlauf hat sich die Aufteilung der Stelle auf zwei Personen als vorteilhaft erwiesen. Dies
ist zum Einen bei der Vertretung sinnvoll, zum Anderen zeigt sich die Besetzung mit einer Sozialpäda-
gogin M.A. und einer Verwaltungsbeamtin als empfehlenswert, um zwei Seiten eines Änliegens zu be-
leuchten. Dies bildet auch die notwendige Fachlichkeit in der Kinder- und Jugendhilfe generell ab.

Inhaltlich sind oft die Grenzen der Gesetze, bzw, Systemversagen deutlich geworden, wenn es z. B.
um eine Legasthenietherapie geht, die eigentlich als Therapie in das System der Krankenkassen ver-
ortet gehört. Erst dann wäre es möglich, diese ähnlich wie eine Logopädie allen Kindern anbieten zu
können, die sie brauchen, unabhängig ob eine Teilhabebeeinträchtigung vorliegt oder nicht,

Ein Schwerpunkt ist die noch engere Zusammenarbeit mit dem Bezirk Oberpfalz. Hier fanden bereits
einige Gespräche statt und es soll im Rahmen einer gegenseitigen Hospitation auf verschiedenen Ebe-
nen erreicht werden, die jeweiligen Verfahrensweisen der unterschiedlichen Träger der Eingliederungs-
hilfe besser zu verstehen und im Sinne der Inklusion aufeinander abzustimmen. Hier ist der Landkreis
Amberg-Sulzbach für den Bezirk auch modellhaft, um ggf. dann allen Oberpfälzer Jugendämtern die
Möglichkeit zu geben, in die Abläufe des Bezirks Einsicht zu bekommen.
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Betreff Anlagen

Sonstiges, Anträge und Änregungen

Beratungsfolge
Nr. Gremium Sitzungstermin TOP Beratungsergebnis

einstimmig geändert Gegenstimmen

1. Jugendhilfeausschuss 27.11.2023 7 BEE
2. BEE
[] Beschlussvorschlag [] Kenntnisnahme (kein Beschluss)

Vorlagebericht


